










 

REGIONE AUTONOMA TRENTINO ALTO ADIGE 

AUTONOME REGION TRENTINO-SÜDTIROL  

REGION AUTONOMA TRENTIN-SÜDTIROL 
Il Vicepresidente - Der Vizepräsident – L.Vizepresident 

 
Trient, 16. Oktober 2020 
Prot. Nr. 3235/2.9.1-2019-29 RegRat 

An den 
Regionalratsabgeordneten 
Alex Marini 
Fraktion 5-Sterne Bewegung 
 
An den  
Regionalratsabgeordneten 
Filippo Degasperi 
Gemischte Fraktion  
 

z.K.: Herrn  
Roberto Paccher 
Präsident des Regionalrats 
 
Herrn  
Dr. Arno Kompatscher 
Präsident der Region 

 
 

BETREFF: Antwort auf die Anfrage Nr. 30/XVI  
 
Mit Bezug auf die oben genannten Anfrage Nr. 30/XVI möchte ich Ihnen Folgendes mitteilen: 
 
Aufgrund der Gewaltenteilung ist es der Region bekanntlich nicht möglich, über die Einstellung 
oder den Status von Richtern Entscheidungen zu treffen bzw. in jeglicher Form auf die 
Rechtsprechungstätigkeit, auch jener der ehrenamtlichen Richter, Einfluss zu nehmen.  

Allerdings gilt für die Autonome Region Trentino-Südtirol eine im Sonderstatut begründete 
Ausnahmeregelung. Laut Art. 94 sind dem Präsidenten der Region aufgrund einer Delegierung 
durch den Präsidenten der Republik einige Aufgaben betreffend die ehemaligen Friedensrichter 
(giudici conciliatori) übertragen. Nach der Abschaffung der alten Friedensrichter wurden diese 
Aufgaben mittels Durchführungsbestimmungen auf die neuen Friedensrichter ausgedehnt, obwohl 
dieser Bereich unter die Gerichtsordnung fällt. 

Bis zum Inkrafttreten des gesetzesvertretenden Dekretes vom 13.07.2017, Nr. 116 waren die 
Ernennung, der Amtsverlust, die Amtsenthebung und die Disziplinarmaßnahmen durch Art. 40 des 
Gesetzes zur Einführung der Friedensgerichtsbarkeit geregelt, und zwar waren diese Maßnahmen 
vom Präsidenten der Republik nach vorherigem Beschluss des Obersten Rates für die 
Gerichtsbarkeit auf Vorschlag des Präsidenten der Region zu erlassen. 

Der Präsident der Region hat in Bezug auf die Neuernennung von Friedensrichtern keinen 
Ermessensspielraum, da sein Vorschlag nicht von der vom Gerichtsrat erstellten Rangordnung 
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abweichen kann, die sich auf die Ergebnisse eines ausschließlich vom Justizministerium  auf 
gesamtstaatlicher Ebene ausgeschriebenen Wettbewerbes stützt.  

Kraft dieser Bestimmungen hat der Oberste Rat für die Gerichtsbarkeit am 14. September 2004 die 
Vorschläge für die Zulassung zum Praktikum für die Ernennung zum Friedensrichter in den 
Provinzen Trient und Bozen festgelegt. 

Am 28. Juli 2005 hat der Oberste Rat für die Gerichtsbarkeit die Zulassung zum Praktikum und 
nach Abschluss desselben die Ernennung der Friedensrichter für die Provinz Bozen beschlossen, 
weil er nur für die Friedensgerichte der Provinz Bozen den von der Region angeführten 
Begründungen betreffend die Nichtanwendbarkeit der Aussetzung der Zulassung zum Praktikum 
für die Ernennung zum Friedensrichter zustimmte, die mit Art. 1 Abs.6-ter des Gesetzesdekrets vom 
14. September 2004, Nr. 241 – ergänzt durch das Umwandlungsgesetz vom 12. November 2004, 
Nr. 271 – bis zur Festlegung der neuen Stellenpläne und den anschließenden Versetzungen der im 
Dienst stehenden Friedensrichter verfügt wurde. 

Die Festlegung der neuen Stellenpläne wurde später jedoch infolge des Inkrafttretens des 
gesetzesvertretenden Dekretes vom 7. September 2012, Nr. 156 betreffend „Reform der 
Gerichtssprengel – Friedensgerichte gemäß Art. 1 Abs. 2 des Gesetzes vom 14. September 2011, 
Nr. 148“ aufgeschoben, das ursprünglich die Schließung von 667 Friedensgerichten vorsah. Die – 
auch zu einem Konsortium zusammengeschlossenen – örtlichen Körperschaften konnten allerdings 
die Beibehaltung „der zu schließenden Friedensgerichte beantragen, wobei sie zur Gänze die 
Ausgaben für die Tätigkeit dieser Friedensgerichte übernehmen mussten“. 

Auf die Reform der Gerichtssprengel und der Friedensgerichtssitze folgte die Reform der 
ehrenamtlichen Richterschaft gemäß Ermächtigungsgesetz vom 28. April 2016, Nr. 57 und den zu 
dessen Umsetzung erlassenen gesetzesvertretenden Dekreten vom 31. Mai 2016, Nr. 92 und vom 
13. Juli 2017, Nr. 116.  

Die Festlegung der Stellenpläne für die ehrenamtlichen Friedensrichter wurde wegen oben 
genannter Reform zum wiederholten Mal aufgeschoben. Demnach kann erst nach Abschluss der 
Verfahren zur Einstellung der neuen ehrenamtlichen Friedensrichter, die unter anderem zwei Jahre 
im Amt für den Prozess tätig sein müssen, bevor sie einem Friedensgericht zugeteilt werden 
können, mit neuen Richtern für die Friedensgerichte gerechnet werden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass das Verfahren für die Zuweisung der neuen ehrenamtlichen 
Friedensrichter (4 für das Friedensrichteramt in Trient und 3 für das Friedensrichteramt von Bozen) 
im Jahr 2017 begonnen hat und noch andauert, da der Oberste Rat für die Gerichtsbarkeit erst vor 
kurzem die Zulassung der Kandidaten zum Praktikum für die Ernennung zum Friedensrichter 
beschlossen hat. 

Im Laufe der Jahre wurde das Höchstalter für die bereits im Dienst stehenden Friedensrichter von 
ursprünglich 75 Jahre, die im Gesetz zur Einführung der Friedensrichter vorgesehen waren, mit 
Durchführungsdekreten zur Reform allmählich auf 68 Jahre für die bereits im Dienst stehenden 
Friedensrichter und auf 65 Jahre für die neuen ordentlichen Friedensrichter herabgesetzt. 

All diese in der Einleitung erwähnten Faktoren haben mit der Zeit zu einem gravierenden 
Friedensrichtermangel in der Region geführt (derzeit gibt es 14 Friedensrichter, 6 in der Provinz 
Trient und 8 in der Provinz Bozen).  

Besagter Personalmangel kann derzeit gemäß den geltenden Bestimmungen ausschließlich durch 
Maßnahmen der zuständigen Gerichtsbehörde behoben werden, mit denen Friedensrichter 
zeitweilig beauftragt oder zu den vakanten Amtssitzen abgeordnet werden bzw. (und jedenfalls in 
allen möglichen Fällen) durch Versetzung von Friedensrichtern aus anderen Regionen, sofern sie 
dafür einen Antrag stellen. 
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Die Regionalverwaltung weiß über die Unterbesetzung der Friedensgerichte Bescheid und weist die 
zuständigen Stellen im Ministerium sowie den Obersten Rat für die Gerichtsbarkeit bereits seit 
Jahren immer wieder darauf hin.  

Im Übrigen unterstützt die Region die Friedensgerichte und stellt diesen Verwaltungspersonal, 
Geräte, Instrumente und Ausstattungen zur Verfügung, um das Funktionieren der Ämter zu 
gewährleisten. Außerdem organisiert die Region Schulungen für Friedensrichter und 
Veranstaltungen zur Förderung dieses Rechtsinstituts (z. B. Veröffentlichung der Datenbank zur 
Rechtsprechung der Friedensgerichte), um einen qualitativ hochwertigen Dienst zu gewährleisten. 

Was die Organisation der Friedensrichterämter in Trentino-Südtirol betrifft, so ist die besondere 
Verwaltungsorganisation der Friedenrichterämter hervorzuheben, die gemäß dem Gesetz zur 
Einführung des Friedensrichters Nr. 374/1991 aufgrund der geltenden Durchführungsbestimmung  
und insbesondere des Art. 6 des gesetzesvertretenden Dekretes Nr. 267 vom 16. März 1992 
Folgendes vorsieht: 

 Das Verwaltungspersonal der Friedensrichterämter wird mit Regionalgesetz in die 
Stellenpläne des Personals der Region eingestuft, und zwar vorbehaltlich der funktionellen 
Abhängigkeit vom Friedensrichter und vom Koordinator nach Artikel 15 des Gesetzes vom 
21. November 1991, Nr. 374. Das Regionalgesetz gewährleistet auch die Beachtung der 
Grundsätze nach Absatz 4 und 6 und regelt die Einzelheiten für die Eingliederung in den 
Stellenplan, mit Vorrang des den ehemaligen Friedensrichterämtern zum 31. Dezember 
1989 zugeteilten Personals. Die Region sorgt außerdem für die Bereitstellung der für die 
Tätigkeit der Ämter notwendigen Einrichtungen und Dienste (Art. 6 Abs. 2 des GvD Nr. 
267/1992). 

 Die Errichtung von Außenstellen des Friedensrichteramtes wird vom Justizminister im 
Einvernehmen mit der autonomen Provinz verfügt. Die Überwachung und Kontrolle der 
Friedensrichterämter werden getrennt vom Präsidenten des ordentlichen Gerichtes und vom 
Landesausschuss ausgeübt. (Art. 6 Abs. 3 des GvD Nr. 267/1992). 

 In der Provinz Bozen werden die Funktionen eines Koordinators der Friedensrichterämter 
abwechselnd für einen Zeitraum von zwei Jahren von einem Richter italienischer Sprache 
und einem Richter deutscher Sprache ausgeübt, und zwar unter Beachtung des im Artikel 
15, Absatz 1, des Gesetzes vom 21. November 1991, Nr. 374, angeführten Grundsatzes. Die 
Funktionen eines Koordinators werden für einen Zeitraum von zwei Jahren von einem 
Richter ladinischer Sprache ausgeübt, falls dieser in Anwendung des genannten 
Grundsatzes als an Jahren Ältester hervorgeht. (Art. 6 Abs. 5 des GvD Nr. 267/1992). 

Kraft dieses rechtlichen Rahmens wurden im Laufe der Zeit folgende regionale Bestimmungen 
erlassen: Regionalgesetz von 2. Mai 1993, Nr. 9, Regionalgesetz vom 28. April 1995, Nr. 3, 
Regionalgesetz vom 20. November 1999, Nr. 8 und die mit Dekret  des Präsidenten der Region 
genehmigten Ordnungsbestimmungen vom 19. Juni 2006, Nr. 7/L, die zusammen mit dem 
Tarifvertrag betreffend das Personal der Region, ausgenommen die Führungskräfte vom 1. 
Dezember 2008 (Art. 78) und die damit verbundenen Durchführungsbeschlüsse (Nr. 1294/2002, 
32/2006, 64/2009), folgende Organisationsstruktur festgelegt haben: 

1. Die Friedensrichterämter sind aus verwaltungstechnischer Sicht der Führungsstruktur 
der Region  bzw. der Abteilung III für sprachliche Minderheiten, europäische Integration 
und Friedensrichter zugewiesen, die für die 16 Friedensrichterämter von Trentino-
Südtirol zuständig ist; 

2. Der Friedensrichter übt die Funktion eines Amtsdirektors im Friedensrichteramt aus, 
also Aufgaben der Personalverwaltung, was das Verwaltungspersonal der Region 
betrifft. Für die mit dieser Funktion verbundenen Aufgaben wurde ursprünglich in Art. 1 
des Regionalgesetzes vom 20. November 1999, Nr. 8 eine monatliche 
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Bruttoentschädigung in Höhe von 1 Millionen Lire (516,46 Euro), die später angepasst 
wurde, vorgesehen. 

3. Bestimmte Aufgaben, die in den Zuständigkeitsbereich des Friedensrichters in seinem 
Amt als Amtsdirektor fallen (mit Ausnahme kleiner Disziplinarstrafen und Bewertung 
der Arbeitsleistung) werden von diesem an einen dem Amt zugewiesenen 
Kanzleibeamten übertragen, der somit einen Koordinierungsauftrag erhält und dem 
gemäß dem geltenden Tarifvertrag eine monatliche Entschädigung im Verhältnis zur 
Arbeitsbelastung des Amtes gewährt wird. 

Auf der Grundlage dieser Organisationsstruktur  sind alle Friedensrichterämter  der Autonomen 
Region Trentino-Südtirol wie folgt organisiert: 

- Unter dem verwaltungsmäßigen Gesichtspunkt sind es autonome Ämter, die vom 
koordinierenden Friedensrichter in seiner Funktion als Amtsleiter und -direktor geleitet 
werden; 

- Sie unterstehen unter dem verwaltungstechnischen Gesichtspunkt der regionalen 
Organisationsstruktur „Abteilung III - sprachliche Minderheiten, europäische 
Integration und Friedensrichter“; 

- Sie unterliegen der Aufsicht des Präsidenten des ordentlichen Gerichts für jene 
Tätigkeiten, die den Bereich der Gerichtsbarkeit betreffen. 

Die Regionalverwaltung bestreitet die Ausgaben für die Lieferung der Einrichtungen und Dienste, 
die für die Tätigkeit der 16 Friedensrichterämter in unserer Region notwendig sind.  

Zu Lasten des Regionalhaushalts gehen des Weiteren in Anwendung des Art. 3 Abs. 2 des 
gesetzesvertretenden Dekretes vom 7. September 2012, Nr. 156 die von der Region bestrittenen 
Ausgaben für die Beibehaltung von 13 Friedensgerichten, die nicht mit dem Sitz des 
Landesgerichtssprengels übereinstimmen und ansonsten abgeschafft worden wären, sowie alle Kosten 
betreffend die den Friedensgerichten als Sitz zur Verfügung gestellten Liegenschaften. 

Das oben beschriebene Organisationssystem ist derzeit noch geltend, obwohl die gänzliche 
Koordinierung der Friedensrichterämter gemäß den neuen verbindlichen Bestimmungen, die im 
jüngsten Ermächtigungsgesetz an die Regierung vom 28. April 2016, Nr. 57 für eine organische Reform 
der ehrenamtlichen Richterschaft enthalten sind, so wie auch gemäß des nachfolgenden 
gesetzesvertretenden Dekretes Nr. 116/2017 dem Präsidenten des ordentlichen Gerichtes zusteht. 

Kraft der in Art. 8 des besagten Gesetzes enthaltenen Schutzklausel werden die neuen Bestimmungen 
nur unter dem Vorbehalt angewendet, dass sie mit dem Statut und den Durchführungsbestimmungen im 
Einklang stehen, während die Harmonisierung der Reform der ehrenamtlichen Richterschaft mit der 
besonderen Rechtsordnung der Region mittels Durchführungsbestimmung vorgenommen werden muss. 
Die Bestimmungen gemäß dem gesetzesvertretenden Dekret Nr. 266/1992 sahen weiters die Frist von 6 
Monaten für die Anpassung der Regionalgesetze an die Rechtsordnung des Staates vor, weshalb es zur 
Anwendung der nun geltenden Regionalgesetze kam.  

Dieses Gefüge, in dem die Koordinierung des Verwaltungspersonals dem Friedensrichter zugewiesen 
worden ist, wurde auch vom Obersten Rat für die Gerichtsbarkeit „beanstandet“, welcher hervorhob, 
dass die Schutzklausel nicht für die Provinz Trient, sondern nur für die Ämter der Provinz Bozen gelten 
sollte, weil dort verschiedene Volksgruppen leben. 

Dank des Präsidenten der Region und der zuständigen politischen Stellen und Verwaltungsämter wurde 
die Frage dann abermals vor dem Obersten Rat für die Gerichtsbarkeit aufgeworfen, aber eine definitive 
Entscheidung steht noch aus. 

Die Regionalverwaltung hat in der Zwischenzeit der 12-Kommission den Entwurf für eine neue 
Durchführungsbestimmung unterbreitet, um die staatlichen Bestimmungen über die Reform der 
ehrenamtlichen Richter mit unserer regionalen Rechtsordnung zu harmonisieren. Die Kommission hat 
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am 6. Juli 2020 den Entwurf der Durchführungsbestimmung genehmigt, der nun den vorgesehenen 
Gesetzesweg beschreitet. 

Die neue Durchführungsbestimmung sieht die Beibehaltung der Befugnis des Präsidenten, in den 
Verfahren betreffend den Status des ehrenamtlichen Friedensrichters mit einem eigenen Vorschlag zu 
entscheiden, vor. Vom verwaltungsrechtlichen Gesichtspunkt soll die bisherige Organisation 
beibehalten werden. 

In den letzten Jahren musste die Regionalverwaltung mit dem Turnover in der Besetzung von 
Verwaltungspersonal Schritt halten, hautpsächlich was leitende Beamte in der Berufs- und 
Besoldungsklasse C und Hilfskräfte betrifft, deren Anwesenheit anch in den kleinen Außenstellen  
unentbehrlich und wichtig ist, um den Bedürfnissen der Bürger Rechnung zu tragen, weil sich diese 
nicht nur aus Gründen, die mit der Justiz zusammenhängen, an die Friedensrichterämter wenden, 
sondern auch für Gesuche betreffend die Sprachgruppenzugehörigkeit und für die amtliche 
Beglaubigung von Gutachten und Übersetzungen. 

Angesichts der neuen Zuständigkeiten, die aufgrund der Reform der ehrenamtlichen Gerichtsbarkeit und 
im Besonderen der bevorstehenden Zuweisung der Zuständigkeit auf dem Sachgebiet des Grundbuchs 
(Oktober 2021) auf die Friedensrichter zukommen werden, erscheint es wichtig, ihnen die notwendigen 
Planstellen an Justiz- und Verwaltungspersonal zur Verfügung zu stellen. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

- Dr. Maurizio Fugatti -  

digital gezeichnet      
 
 

Falls dieses Schreiben in Papierform übermittelt wird, stellt 
es die für alle gesetzlichen Wirkungen gültige Kopie des 
elektronischen digital signierten Originals dar, das von 
dieser Verwaltung erstellt und bei derselben aufbewahrt 
wird (Art. 3-bis des GvD Nr. 82/2005). Die Angabe des 
Namens der unterzeichnenden Person ersetzt deren 
eigenhändige Unterschrift (Art. 3 des GvD Nr. 39/1993). 
 

 
 


